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Einführung 

A. Einführung in die Problematik 
A. Einführung in die Problematik 
Eine Reform des aktienrechtlichen Beschlussmängelrechtes wird beinahe so 
lange gefordert, wie es Anfechtungsklagen gibt. Diese immer wieder geäu-
ßerten Reformverlangen in Wirtschaft und Praxis blieben nicht ungehört, 
weshalb sich das Beschlussmängelrecht vor allem in den vergangenen Jahr-
zehnten einer „Reform in Permanenz“1 ausgesetzt sah. 

Auffällig ist indes, dass sich die vielfachen Gesetzesänderungen der ver-
gangenen Jahre fast ausschließlich mit prozessrechtlichen Fragen der Anfech-
tungs- und Nichtigkeitsklage befasst haben: War es das Ziel, den vielfach 
diskutierten „räuberischen Aktionären“2 und ihren missbräuchlichen Anfech-
tungsklagen das Handwerk zu legen, wurde mit den Reformen vor allem auf 
der Ebene dieser prozessualen Situation angesetzt. Namentlich zu nennen sei 
hierbei insbesondere die Einführung des sogenannten Freigabeverfahrens des 
§ 246a AktG, welches abweichend von der – gesetzlichen oder auch „fakti-
schen“ – Registersperre3 als Folge einer anhängigen Beschlussmängelklage in 
einem separaten Verfahren und weitestgehend losgelöst von den Entschei-
dungsregeln in der Hauptsache die Eintragung des angefochtenen Beschlus-
ses ermöglicht. Die Rezeption dieser „prozessualen Reformen“ ist gespalten. 
Auch wenn insbesondere das Freigabeverfahren dazu beigetragen hat, die 
Problematik des „räuberischen Aktionärs“ bzw. des Missbrauchspotenzials 
einzuschränken,4 sieht sich das Institut teils gewichtiger Kritik ausgesetzt,5 
sodass auch insoweit das Ende des Reformbedarfs noch nicht erreicht ist. 

Änderungsbedürftig sind und waren indes nicht nur die prozessualen Mo-
dalitäten der Beschlussmängelklagen. Vielmehr wird es vermehrt als kritisch 
empfunden, dass im Ergebnis einzige Beschlussmängelfolge die Nichtigkeit 

                                                             
1 Die Wendung geht zurück auf den vielfach aufgegriffenen Ausdruck Zöllners von der 

„Aktienrechtsreform in Permanenz“, vgl. Zöllner, AG 1994, 336. 
2 Die Begrifflichkeit wird Lutter, in: FS Der Betrieb, S. 193, zugeschrieben. 
3 S. hierzu sogleich. 
4 Vgl. Bayer/Hoffmann/Sawada, ZIP 2012, 897; Baums/Drinhausen/Keinath, ZIP 2011, 

2329; hierzu näher infra § 1 B. u. § 1 E. II. 3. auf S. 68. 
5 Ausführlicher hierzu infra § 1 E. II. 3. auf S. 68. 



 Einführung 2 

ex tunc und erga omnes ist (§ 248 Abs. 1 AktG).6 Zeigen sich diese Folgen 
teilweise erst nach einigen Jahren, so fehlt es nach herrschender Ansicht auch 
hinsichtlich der „Vollzugsfolgen“ an einer Legitimationsgrundlage, sodass im 
Grundsatz alle zwischenzeitlichen Vollzugsmaßnahmen rückgängig zu ma-
chen sind.7 Dies kann vor allem – aber nicht nur – im Rahmen von Jahresab-
schlüssen8 oder Aufsichtsratswahlen9 zu großen Schwierigkeiten für die be-
troffene Gesellschaft führen.10 

Die grundsätzlich „bedingungslose“ Kassation als Regelrechtsfolge des ak-
tienrechtlichen Beschlussmängelrechts zeitigt indes noch in anderer Hinsicht 
schwerwiegende Folgen: Angesichts der Tatsache, dass viele Strukturmaß-
nahmen nach dem Gesetz einer konstitutiven Eintragung in das Handelsregis-
ter bedürfen,11 wird mit jener Eintragung regelmäßig bis zur Beendigung des 
Beschlussmängelverfahrens gewartet, um zu verhindern, dass die Maßnahme 
umgesetzt wird, ehe ein Gericht die Kassation des Beschlusses feststellen 
bzw. anordnen konnte. Diese „Blockade“ des Handelsregisters folgt zum 
                                                             

6 Bayer, in: Hommelhoff (Hrsg. et al.), Corporate Governance, S. 137, 141 f.; ders., in: 
50 Jahre AktG, S. 199, 206; Decher, in: Veil (Hrsg.), Reformdiskussion, S. 115, 134; 
Habersack/Stilz, ZGR 2010, 710, 728; Handelsrechtsausschuss des DAV, NZG 2008, 534, 
543; Hemeling, ZHR 172 (2008), 379, 386 f.; Hüffer, in: FS Brandner, S. 57; KölnKomm-
AktG/Noack/Zetzsche, Vor § 241 Rn. 73; C. Schäfer, in: Veil (Hrsg.), Reformdiskussion, 
S. 97, 102 f.; J. Vetter, AG 2008, 177, 181; Winter, in: FS Ulmer, S. 699, 706; Löbbe, in: 
Verhandlungen des 72. DJT, Bd. II/1, S. O 32, der hierin sogar den „Vordergrund der 
Reformdiskussion“ sieht. Baums, Gutachten F zum 63. DJT, S. F 99, zufolge ist die Be-
schlussanfechtung „ein grober und in bestimmten Lagen zielungenauer Rechtsbehelf“; H. 
P. Westermann, in: FS Stimpel, S. 69, 87, spricht von einem „Unbehagen“ gegenüber den 
Folgen der Nichtigkeit; krit. auch Ringe, RabelsZ 81 (2017), 249, 283; sowie schon Zöll-
ner, Schranken, S. 385. Diametral aA nun aber Heidel, in: Verhandlungen des 72. DJT, 
Bd. II/1, S. O 86. 

7 So schon RGZ 3, 123, 138 (Rumänische Eisenbahn); BGHZ 76, 352, 357; iÜ nur Ha-
bersack, Mitgliedschaft, S. 233 u. 297; Hirte, ZIP 2004, 1091, 1092; Kiem, Eintragung, 
S. 246; Knobbe-Keuk, in: FS Ballerstedt, S. 239, 245 f.; Schatz, Anfechtungsbefugnis, 
S. 13 mwN; Timm, JZ 1980, 665, 671; sowie rechtshistorisch Flechtheim, in: FS Zitel-
mann, S. 1, passim. 

8 Butzke, in: FS Stilz, S. 83, 95. 
9 Hierzu instruktiv Schwab, AG 2015, 195, 196 f.; Priester, GWR 2013, 175. 
10 Vgl. schon die treffende Feststellung von Hommelhoff, ZGR 1990, 447, 455: „Jede 

kleine Faulstelle verdirbt den ganzen Apfel“. Krieger, ZHR 158 (1994), 35, 44, spricht in 
Bezug auf eine Verschmelzung insoweit von einem „GAU“, Winter, in: FS Ulmer, S. 699, 
von „schwer erträgliche[n] Konsequenzen“; ähnl. Lutter, ZGR 1990, 392, 408. Bereits A. 
Pinner, LZ 1914, 226, 231, warnte vor einem „Chaos [...], dessen Entwirrung in den For-
men des Rechts an die Unmöglichkeit“ streifen könnte. Vgl. auch Bayer, ZHR 163 (1999), 
505, 507 („rechtspolitisch nicht tragbar“). 

11 So etwa in den Fällen der §§ 189 (Kapitalerhöhung), 224 (Kapitalherabsetzung), 293 
Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 (Unternehmensverträge), 320a (Eingliederung), 327e Abs. 3 S. 1 
AktG (Squeeze-Out) sowie des § 20 UmwG (Umwandlungsmaßnahmen nach dem 
UmwG). 
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einen aus dem Umstand, dass das Gesetz selbst in einigen Fällen für eine 
Eintragung das Vorliegen eines sogenannten „Negativattests“ erfordert, wo-
nach der Vorstand versichern muss, dass keine Anfechtungsklage gegen den 
entsprechenden Beschluss fristgerecht erhoben oder dass eine solche zurück-
genommen oder rechtskräftig abgewiesen worden ist.12 Zum anderen ist dies 
in der Mehrzahl der Fälle das Resultat einer sogenannten „faktischen Regis-
tersperre“13, da die Registerrichter bei Anhängigkeit einer Anfechtungsklage 
in der Praxis ganz überwiegend von der Möglichkeit der Aussetzung des 
Verfahrens gemäß § 21 Abs. 1 FamFG bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
des Beschlussmängelstreits Gebrauch machen.14 In ihrem Kern gehen beide 
Arten von Registersperren indes vor allem auf die Beschlusskassation bei 
Anfechtbarkeit und Nichtigkeit zurück, da ein Bedürfnis nach einer Zurück-
stellung von Eintragung und Maßnahmenimplementierung begriffsnotwendig 
nicht bestünde, wenn der jeweilige Beschluss auch nach „erfolgreicher“ Be-
schlussmängelklage wirksam wäre.15  

Am materiell-rechtlichen Regelungsregime der Beschlussmängel(folgen) 
wurde in den vergangenen Jahrzehnten jedoch nur wenig geändert, wenn-
gleich auch hier in der Literatur16 gelegentlich Alternativkonzepte im Hin-
blick auf flexiblere Beschlussmängelfolgen entwickelt worden sind. Warum 
aber soll der „Dauerbaustelle“ der §§ 241 ff. AktG immer nur mit einer noch 
weiteren Verschärfung der Klagevoraussetzungen begegnet werden, was 
freilich die Rechtsschutzmöglichkeiten der seriösen Aktionäre mitunter er-
heblich erschwert? Warum können die Reformvorhaben nicht an der „Wur-
zel“ der Problematik ansetzen, nämlich daran, dass der Anfechtungsklage 
gerade wegen der materiell-rechtlich angeordneten grundsätzlich „bedin-
gungslosen“ Kassation des Beschlusses bei Erfolg des Rechtsbehelfs ein so 
hohes Druckpotenzial zukommt?17 

Diese Fragen sind hochaktuell: Nach wiederholten Forderungen nach einer 
grundlegenden Reform des Beschlussmängelrechts auf vergangenen Juristen-
tagen18 hat sich die Abteilung Wirtschaftsrecht des 72. Deutschen Juristenta-

                                                             
12 Dies folgt etwa aus den §§ 16 Abs. 2 S. 1, 125 S. 1, 176 Abs. 1, 177 Abs. 1, 198 

Abs. 3 UmwG bzw. §§ 319 Abs. 5 S. 1, 327e Abs. 2 AktG. 
13 Zur Begrifflichkeit Baums/Keinath/Gajek, ZIP 2007, 1629, 1630. 
14 Winter, in: FS Ulmer, S. 699, 701. 
15 Hierzu eingehend sub § 1 C. I. auf S. 47; ähnl. Donner, Missbräuchliche Anfechtung, 

S. 298. 
16 Zu nennen sei diesbezüglich bereits insb. der Vorschlag des Arbeitskreises Be-

schlussmängelrecht, abgedruckt in AG 2008, 617. Eingehend noch sub § 4 ab S. 153. 
17 So auch C. Schäfer, in: FS K. Schmidt, S. 1389, 1408; vgl. Schall/Habbe/Wiegand, 

NJW 2010, 1789, 1792: „Wo das subjektive Recht in der Sache zu weit geht, muss also 
dieses selbst begrenzt, nicht seine Durchsetzung partiell verhindert werden.“ 

18 Beschluss 19 der Abteilung Wirtschaftsrecht des 71. DJT 2016 (35:9:7), abgedruckt 
in: Verhandlungen des 71. DJT, Bd. II/1, S. O 104; zuvor auch schon die Abteilung Wirt-



 Einführung 4 

ges 2018 in Leipzig dezidiert mit dem Beschlussmängelrecht befasst und 
grundlegende Reformen angemahnt.19 Zudem erhöhen europäische Maßnah-
men wie die Änderung der Aktionärsrechterichtlinie20 mit ihrer – zumindest 
grundsätzlich intendierten – Stärkung der Hauptversammlungskompetenzen 
den Druck auf das deutsche Beschlussmängelrecht und dessen Reformbedürf-
tigkeit;21 das gleiche gilt für nationale Legislativerwägungen wie den Geset-
zesvorschlag der SPD-Bundestagsfraktion zur Vorstandsvergütung, der inso-
weit ein (wohl) bindendes Hauptversammlungsvotum einführen möchte.22 
Auch deshalb wurde – trotz zwischenzeitlich anderslautender Anzeichen23 – 
schon seit Langem überwiegend davon ausgegangen, dass der Gesetzgeber in 
näherer Zukunft das Beschlussmängelrecht noch einmal grundsätzlich über-
denken wird.24 Der Koalitionsvertrag der neuen Regierung aus CDU, CSU 
und SPD hat nun denn auch folgendes Ziel klar formuliert: 
                                                             
schaftsrecht des 69. DJT 2012 in Beschluss 21 (66:6:6), s. Verhandlungen des 69. DJT, 
Bd. II/1, S. N 91. 

19 Die Beschlüsse sind abrufbar unter www.djt.de; auf sie wird im weiteren Verlauf der 
Prüfung noch näher eingegangen. 

20 RL (EU) 2017/828 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 17.05.2017 zur 
Änderung der RL 2007/36/EG im Hinblick auf die Förderung der langfristigen Mitwirkung 
der Aktionäre, ABl. L 132/1. Der RefE zur Umsetzung dieser Richtlinie (abrufbar unter 
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Aktionaersre
chterichtlinie_II.pdf;jsessionid=481AFC23DCA8BF47E018EE9039C9A9AB.1_cid334?__ 
blob=publicationFile&v=2; zuletzt aufgerufen am 26.09.2019) sieht in §§ 120a Abs. 1, 4, 
113 Abs. 3 AktG-E weitere Hauptversammlungszuständigkeiten vor, die jedoch überwie-
gend mit Anfechtungsausschlüssen verbunden sind; eine Ausnahme stellt aber das Haupt-
versammlungsvotum über den Vergütungsbericht dar, vgl. § 120a Abs. 4 AktG-E u. J. 
Schmidt, NZG 2018, 1201, 1207 – krit. insoweit Lieder, NZG 2018, 1321, 1326 f.  

21 Vgl. hierzu Seibt, DB 2014, 1910, 1919, demzufolge weitergehende Hauptversamm-
lungskompetenzen „wegen des ausgeprägten Beschlussmängelrechts in Deutschland zu 
vermeiden“ seien; ähnl. krit. Tröger, AG 2015, 53, 71; J. Vetter, ZHR 179 (2015), 273, 
280.  

22 Abrufbar unter https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/gesetzentwurf_ma 
nager-verguetungen_spdbt_final.pdf (zuletzt aufgerufen am 26.09.2019). 

23 Seibert/Böttcher, ZIP 2012, 12, 15: „Eine Totalreform des Beschlussmängelrechts 
drängt sich (...) wohl nicht mehr auf.“ Seibert ist Leiter des Referats für Gesellschaftsrecht 
und Unternehmensverfassung im Bundesministerium der Justiz. Hiergegen deutlich Bay-
er/Möller, NZG 2018, 801, 803; anders auch noch Seibert/Florstedt, ZIP 2008, 2145, 2151 
(„Das Beschlussmängelrecht des Aktiengesetzes fordert eine Grundsatzreform“). 

24 Vgl. schon die Erklärungen der Fraktionen von CDU/CSU und FDP in BT-Drs. 
16/13098, S. 35, sowie die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz des Bundestags, BT-Drs. 18/6681, S. 12: „(...) soll auf die Fortführung punktu-
eller Änderungen verzichtet werden und ist eine geschlossene Überprüfung oder Reform 
des Beschlussmängelrechts vorzuziehen“; so auch Bayer/Möller, NZG 2018, 801;      
Harbarth/v. Plettenberg, AG 2016, 145, 156; C. Schäfer, in: FS K. Schmidt, S. 1389, 
1391; Tröger, AG 2015, 53, 71; Verse, NZG 2009, 1127, 1132. Eine grundlegende Reform 
fordern auch Habersack, Gutachten E zum 69. DJT, S. E 66 f., 102; Hommelhoff, ZIP 
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„Im aktienrechtlichen Beschlussmängelrecht werden wir im Interesse des Minderheiten-
schutzes und der Rechtssicherheit Brüche und Wertungswidersprüche beseitigen.“25 

Diese Entwicklungen sollten Anlass genug sein, die bis dato noch nicht um-
fassend erforschte Möglichkeit einer Reform auf materiell-rechtlicher Ebene 
und der Einführung anderer Rechtsfolgen eingehend zu untersuchen. Schließ-
lich existieren zwar bereits zahlreiche Monographien, die sich mit der Pro-
blematik des stetigen Reformbedarfs des Beschlussmängelrechts befassen. 
Ebenso wie die gesetzgeberischen Reformansätze aber bisher vorwiegend 
prozessualer Natur waren, befassen sich jene Monographien fast ausschließ-
lich mit dem prozessualen Phänomen des „räuberischen Aktionärs“ bzw. 
allgemeiner mit dem Missbrauch der Anfechtungsklage.26 Sofern der Aspekt 
einer Diversifizierung der materiellen Rechtsfolgen dort aufgegriffen wird, 
geschieht dies nur im Rahmen der Frage, ob dies den Missbrauch der Anfech-
tungsklage eindämmen kann, und wird mit zumeist wenigen Sätzen abgelehnt 
oder einer weitergehenden Diskussion vorbehalten.27 Die große Stärke des 
materiellen Ansatzes besteht aber gerade darin, umfassende und über die 
Teilproblematik der Missbrauchsgefahr hinausgehende Lösungen zu bieten. 
Er verdient es deshalb, in der vorliegenden Arbeit umfassender untersucht 
und diskutiert zu werden. 

                                                             
2013, 2177, 2179; Lieder, ZHR 178 (2014), 282, 325; Reichert, AG 2016, 677, 678; 
Schürnbrand, NZG 2013, 481, 484; E. Vetter, ZIP 2012, 701, 711. Anders Noack, in: FS 
Baums, S. 845; Fleischmann, Entsprechenserklärung, S. 290 Fn. 1344; Florstedt, NZG 
2014, 681, 684, und Göz, in: FS Stilz, S. 179, deren Äußerungen aber aufgrund der jüngs-
ten politischen Entwicklungen überholt sein dürften (s. dazu sogleich); punktuelle Ände-
rungen anstatt einer Grundsatzreform ziehen wohl auch Seibert/Hartmann, in: FS Stilz, 
S. 585, 599, vor. 

25 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 14.03.2018, S. 131, abrufbar 
unter https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitio 
nsvertrag.pdf;jsessionid=10366A093D21DAABEBB894C103CA7861.s5t2?__blob=public 
ationFile&v=6 (zuletzt aufgerufen am 26.09.2019). Seibert (s. Rn. 23) versteht dies offen-
sichtlich aber nicht als Auftrag für eine Grundlagenreform, s. Verhandlungen des 72. DJT, 
Bd. II/2, S. O 141. 

26 Vgl. nur die Titel der Monographien von Schatz („Der Missbrauch der Anfechtungs-
befugnis durch den Aktionär und die Reform des aktienrechtlichen Beschlussmängel-
rechts“), Homeier („Berufskläger im Aktienrecht“), Homeyer („Der Missbrauch der An-
fechtungsklage unter Einbeziehung des ARUG“), Donner („Die missbräuchliche Anfech-
tung aktien- und umwandlungsrechtlicher Strukturmaßnahmen“) und Ding („Missbräuchli-
che Anfechtungsklage im Aktienrecht“). 

27 Vgl. als Beispiel die Ausführungen von Schatz, Anfechtungsbefugnis, S. 234: „Es 
versteht sich von selbst, dass eine derart grundlegende Reform des Beschlussmängelrechts 
ganz erheblichen Diskussions- und Abstimmungsbedarf mit sich bringt. Das sollte Wissen-
schaft und Gesetzgeber aber nicht davon abhalten, sich dieser Aufgabe mit Entschlossen-
heit zu stellen.“ 
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B. Praxisrelevanz und -bedarf 
Auch wenn nun die Missbrauchsanfälligkeit nicht die alleinige Motivation für 
eine materiell-rechtliche Grundlagenreform darstellt, heißt dies nicht, dass 
nicht auch in praktischer Hinsicht Reformbedarf bestünde. Insoweit hat zwar 
insbesondere die Einführung des Freigabeverfahrens die Anzahl der Be-
schlussmängelklagen deutlich reduziert.28 Wenngleich Grigoleit nun zu Recht 
darauf hinweist, dass diesem Rückgang an Klageaktivität alleine keine „prä-
zise Aussage über das rechtlich bzw. sozial wünschenswerte Niveau ent-
nommen werden“ kann,29 wird letztlich nicht bestritten, dass der Rückgang 
auch auf eine Abnahme missbräuchlicher Klagen zurückgeht, was als solches 
freilich zu begrüßen ist. Trotz dieses positiven Trends stechen in rechtstat-
sächlicher Sicht jedoch zwei Aspekte hervor: 

– Eine nicht zu vernachlässigende Anzahl von Beschlussmängelklagen wird 
nach wie vor im Vergleichswege beendet; die Vergleichsquote ist mit ca. 
45% immer noch mehr als doppelt so hoch als bei „normalen“ 
Zivilprozessen.30 Freilich mag ein Vergleichsschluss für sich nicht ein 
missbräuchliches Verhalten indizieren; wenn nun aber in diesen Ver-
gleichen alt bekannte Namen von „Berufsklägern“ wiederbegegnen31 und 
über die vereinbarten Kostenregelungen bedeutende Mittelzuflüsse an die 
Kläger erreicht werden,32 liegt die Annahme nahe, dass sich insoweit 
wenig geändert hat: Die Praktiken jener Klägergruppen, die durch die 
vorangegangenen Reformen vermieden werden sollten, existieren – in 
geringerer Anzahl – nach wie vor.  

– Auch wenn man nicht mehr von einem „Massephänomen“ sprechen mag,33 
so ist doch jeder Vergleichsschluss, in dem sich die Gesellschaft oder der 
Mehrheitsaktionär aufgrund einer Drucksituation zu an sich unberechtigten 

                                                             
28 Zuletzt Bayer/Hoffmann, AG 2019, R113, AG 2017, R155, sowie infra § 1 E. II. 3. 

auf S. 68. 
29 Grigoleit, AG 2018, 645, 650. 
30 Homeier, Berufskläger, S. 407: 44,29%; Baums/Drinhausen/Keinath, ZIP 2011, 

2329, 2343: 45%. Zu allg. Vergleichsquoten im Zivilprozess bündig Wendland, Mediation, 
S. 86 f. 

31 Homeier, Berufskläger, S. 400; Bayer/Hoffmann/Sawada, ZIP 2012, 897, 903; an-
schaulich auch Bayer/Hoffmann, AG 2019, R113, R114 f. In einer eigenen rechtstatsächli-
chen Untersuchung, die Bekanntmachungen gem. § 248a AktG zwischen September 2013 
und September 2017 ausgewertet hat, waren an 35 der insgesamt 49 Vergleichsschlüsse 
Kläger beteiligt, die in den zuvor zitierten Untersuchungen als „Berufskläger“ aufgeführt 
worden sind. S. zu der Untersuchung näher noch sub § 3 J. II. auf S. 138. 

32 In der in Fn. 31 angesprochenen Untersuchung finden sich in 19 der 46 Vergleiche 
sog. Vergleichsmehrwerte, mithilfe derer den Klägern in diesen Verfahren durchschnittlich 
38.623,40 Euro netto (!) zugeflossen sind. Näher dazu noch sub § 3 J. II. auf S. 138. 

33 Bayer/Hoffmann, AG 2017, R155, R158. 
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Leistungen an klagende Aktionäre bereit erklärt, einer zu viel.34 Dies gilt 
erst recht für krisengeschüttelte Gesellschaften mit akutem Sanierungs- 
bzw. Restrukturierungsbedarf, die sich in der jüngeren Vergangenheit 
vermehrt entsprechenden Angriffen durch Beschlussmängelkläger aus-
gesetzt gesehen haben.35 Hier ist der zeitliche Druck in der Regel beson-
ders hoch, sodass solche Gesellschaften für missbräuchliche Klagen beson-
ders anfällig sind.36 

– Zudem konzentriert sich die „Anfechtungslast“ nunmehr vorwiegend auf 
solche Beschlussgegenstände, die nicht Gegenstand eines Freigabeverfah-
rens sein können.37 Insbesondere Klagen gegen Aufsichtsrats- oder Ab-
schlussprüferwahlbeschlüsse bleiben lohnende Investitionen für räube-
rische Opponenten.38 Und gerade auch bei auf die Rechtsverluste der §§ 20 
Abs. 7, 21 Abs. 4 AktG, § 44 WpHG gestützten Anfechtungsklagen wird 
aus Emittentensicht immer noch von einem erheblichen Drohpotenzial 
berichtet.39 

Auch wenn also der „orkanartige Sturm“ der Klagewellen versiegt ist, besteht 
zweifelsohne dennoch Bedarf, fern von jeglichen Schnellschüssen in der nun 
immerhin noch „mäßigen Brise“ die gebotene systematische Weiterentwick-
lung des Beschlussmängelrechts voranzutreiben.40 
 

                                                             
34 So auch Brouwer, NZG 2014, 201, 203: „Die praktische Brisanz des Beschlussmän-

gelrechts hat sich [...] nicht erledigt.“ 
35 Zu nennen seien etwa die Beispiele Singulus Technologies (2016), SolarWorld (2013 

u. 2015/16), VBH Holding (2015), Praktiker (2012), Q-Cells (2012), Pfleiderer (2011/12). 
36 So auch schon Bayer/Hoffmann, AG 2014, R283, R284; dies., ZIP 2013, 1193, 1202; 

Paulus, BB 2012, 1556, 1557 f. (zum SchVG); s.a. v. Dalwigk, in: FS Beuthien, S. 115, 
129 f. 

37 Von den bei Bayer/Hoffmann, AG 2017, R155, R156, aufgeführten 48 beklagten Ge-
sellschaften im Kalenderjahr 2016 wurden immerhin 17 (35%) mit Klagen gegen Auf-
sichtsratswahlbeschlüsse konfrontiert; vgl. auch die Übersicht bei Homeier, Berufskläger, 
S. 404 f. Zu Klagen gegen Entlastungsbeschlüssen im Zusammenhang mit § 161 AktG 
Fleischmann, Entsprechenserklärung, S. 23 f. 

38 Bayer, in: Fleischer (Hrsg. et al.), 50 Jahre AktG, S. 199, 206; Löbbe, in: Verhand-
lungen des 72. DJT, Bd. II/1, S. O 32; vgl. auch Homeier, Berufskläger, S. 405 f.; 
Florstedt, NZG 2014, 681; Marsch-Barner, in: FS Hommelhoff, S. 691, 692 f. 

39 So zuletzt wieder die Stellungnahme des Verbands der Chemischen Industrie e.V. 
(Brouwer) zur Evaluierung des Gesetzes zur Umsetzung der Transparenzrichtlinie-Ände-
rungsrichtlinie v. 28.09.2017, abrufbar unter https://www.vci.de/langfassungen/langfassun 
gen-pdf/2017-09-28-vci-position-evaluierung-stimmrechts-verlust-nach-28-wphg.pdf (zu-
letzt aufgerufen am 26.09.2019). 

40 So schon Bayer/Hoffmann, AG 2017, R155, R159; dies., ZIP 2013, 1193, 1204. 
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C. Arbeitsgang und Themeneingrenzung 
Die vorliegende Untersuchung wird sich diesem Ziel langsam tastend annä-
hern: Dabei soll zunächst das geltende Beschlussmängelrecht skizziert und 
konzeptionell gewürdigt werden (§ 1). Sodann wird auf die allgemeinen 
Grundlagen des Beschlussmängelrechts, seine Schutzfunktionen und verfas-
sungsrechtliche Einbettung eingegangen, um beurteilen zu können, welche 
Implikationen hieraus für den herausgearbeiteten Reformbedarf folgen (§ 2). 

Im anschließenden zweiten Teil werden die bestehenden Reformvorschlä-
ge der Wissenschaft vorgestellt und eingehend diskutiert. Dabei soll zunächst 
auf die allgemeinen Vorschläge hinsichtlich einer Änderung der Modalitäten 
von Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage eingegangen werden (§ 3), um so-
dann schwerpunktmäßig den Fokus auf die Modifizierung der Beschlussmän-
gelfolgen richten zu können (§ 4).  

Auf dieser Grundlage soll anschließend die Mängelkontrolle allgemein im 
deutschen Recht (§ 5) und in anderen Rechtsordnungen (§ 6) untersucht und 
in diesem Zuge überprüft werden, ob sich hieraus Anregungen für eine ak-
tienrechtliche Regelung finden lassen. Schließlich wird im vierten Teil ein 
eigenes Konzept erarbeitet (§§ 7 und 8), welches sodann – nach einer Zu-
sammenfassung und einem kurzen Ausblick – in einen eigenen Gesetzge-
bungsvorschlag mündet.  

Es liegt indes auf der Hand, dass die vorliegende Arbeit eine erschöpfende 
Behandlung jeglicher Fragen im Rahmen des Beschlussmängelrechts nicht 
leisten kann. Behandelt wird in den folgenden Kapiteln daher nur das allge-
meine aktienrechtliche Beschlussmängelrecht der §§ 241 ff. AktG, mit dem 
Hauptaugenmerk auf dessen materiell-rechtlichen Regelungen. Auf prozessu-
ale Vorschriften, namentlich die §§ 245–248a AktG und die entsprechenden 
Absätze der §§ 250 ff. AktG, wird nur näher eingegangen, soweit sich eine 
dahingehende Behandlung aufgrund der nachfolgenden Prüfungsergebnisse 
bzw. zur Gewährleistung eines in sich stimmigen und auch realistischen Kon-
zepts aufdrängt. 

Folgende Themenbereiche werden demgegenüber ausdrücklich ausge-
klammert: 

– die besonderen Vorschriften für Strukturmaßnahmen, insbesondere im 
UmwG, aber auch in den §§ 319, 327e AktG; 

– das Beschlussmängelrecht anderer Gesellschaftsformen oder anderer Or-
gane, jedenfalls soweit es um ein dortiges Reformpotenzial geht; 

– sowie das Spruchverfahren. Auch wenn dieses „in einem engen Zusam-
menhang“ mit dem Beschlussmängelrecht steht,41 kann die vorliegende 

                                                             
41 Löbbe, in: Verhandlungen des 72. DJT, Bd. II/1, S. O 34. 
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Arbeit eine auch nur annähernd erschöpfende Untersuchung beider 
Verfahrenstypen nicht leisten. 

Eine nähere Untersuchung dieser Gebiete muss daher anderen Untersuchun-
gen vorbehalten bleiben, wobei jene sodann auch auf die hiesigen Ergebnisse 
aufbauen könnten. 
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